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Rückforderung von Kurzarbeitsentschädigung: Hohe Anforderungen an 
die Arbeitszeiterfassung 
 
Abstract 
 
Zahlreiche Schweizer Unternehmen haben aufgrund der US-Zollpolitik Kurzarbeit 
eingeführt oder stehen kurz vor der Voranmeldung. Die Erfahrung aus den Pande-
miejahren zeigt, dass dabei einige Fallstricke bestehen, welche zu einer tieferen 
Entschädigung oder Rückforderungen führen können. Insbesondere die Anforde-
rungen an eine betriebliche Arbeitszeitkontrolle haben sich in der Praxis als Stol-
perstein erwiesen. Bei der Einführung von Kurzarbeit drängt sich deshalb eine Prü-
fung und gegebenenfalls eine Anpassung des bisherigen Systems der Zeiterfassung 
auf. Unternehmen müssen muss für alle unter die Kurzarbeit fallenden Mitarbeiter 
eine täglich fortlaufende, zeitgleiche Arbeitszeiterfassung führen, die über die ge-
leisteten Arbeitsstunden, die wirtschaftlich bedingten Ausfallstunden sowie über 
alle übrigen Absenzen Auskunft gibt. Das SECO prüft diese Voraussetzungen an-
lässlich nachträglicher Arbeitgeberkontrollen streng. 
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1. Erwartete Zunahme von Kurzarbeit 

Die USA sind nach Ländern der bedeutendste Exportmarkt und weltweit der zweit-
wichtigste Warenhandelspartner der Schweiz. Die Statistik des Aussenhandels der 
Schweiz 2024 beziffert das Total der Exporte in die USA auf rund CHF 65.3 Mrd. 
Die "America First Trade Policy" und der damit verbundene am 7. August 2025 in 
Kraft getretene länderspezifische Zusatzzoll für die Schweiz von 39% stellt viele 
Schweizer Unternehmen vor grosse wirtschaftliche Herausforderungen. Die Lage 
bleibt instabil: Am 18. August 2025 verkündete das Bureau of Industry and 

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/industrie-dienstleistungen/aussenhandel.gnpdetail.2025-0319.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/industrie-dienstleistungen/aussenhandel.gnpdetail.2025-0319.html
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Security eine Erweiterung des Geltungsbereichs der bestehenden Zusatzzölle von 
50% für Stahl und Aluminium. Aufgrund der US-Zollpolitik und der damit einherge-
henden anhaltenden wirtschaftspolitischen Unsicherheit ist ab dem dritten Quartal 
2025 mit einem spürbaren Rückgang der wirtschaftlichen Aktivität zu rechnen: Die 
KOF prognostizierte im Konjunkturbericht Sommer 2025 für das zwischenzeitlich 
eingetretene "Liberation Day"-Szenario, dass die Schweizer Wirtschaft eine kurze 
Rezession durchlaufen werde (S. 5). 

Mit der in Art. 31 ff. des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AVIG; SR. 837.0) ver-
ankerten Kurzarbeitsentschädigung (KAE) steht Unternehmen in der Schweiz ein 
bewährtes Instrument zur Verhinderung von Kündigungen aufgrund von vorüber-
gehenden und unvermeidbaren Beschäftigungseinbrüchen zur Verfügung. Das 
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) erachtet Arbeitsausfälle aufgrund einer di-
rekten oder indirekten Betroffenheit durch die neu erhobenen US-Zölle grundsätz-
lich als ausserhalb des normalen Betriebsrisikos und folglich als anspruchsbegrün-
dend für die Einführung von Kurzarbeit (SECO-Weisung 2025/02, S. 3). Die zu-
ständige kantonale Amtsstelle (KAST) prüft im Einzelfall, inwiefern ein Betrieb von 
den US-Zöllen betroffen ist und ob ein Anspruch auf KAE besteht. Seit 1. April 
2022 kommt nicht mehr das summarische, sondern das ordentliche Abrechnungs-
verfahren zur Anwendung. Betriebe müssen daher mit einem höheren administrati-
ven Aufwand rechnen (s. FAQ ordentliches Abrechnungsverfahren). 

Gemäss den neusten Daten des SECO (abgerechnete Kurzarbeit; Datenstand 
31. August 2025) waren im Mai 2025 schweizweit 684 Betriebsabteilungen und to-
tal 12’166 Personen von Kurzarbeit betroffen. Diese Zahlen dürften sich im Ver-
laufe des Jahres wieder deutlich erhöhen. Ende Juli 2025 wurden für 1'044 Be-
triebsabteilungen Voranmeldungen genehmigt (SECO). Der Gesetzgeber hat bereits 
reagiert: Eine Kommissionsinitiative der SGK-S (25.441), wonach dem Bundesrat 
die Kompetenz eingeräumt werden soll, die Höchstbezugsdauer der KAE um zwölf 
anstatt um sechs Abrechnungsperioden befristet zu verlängern (Art. 35 Abs. 2  
E-AVIG), wurde am 10. September vom Ständerat angenommen. Unternehmen 
könnten statt derzeit 18 neu bis zu 24 Monate lang KAE beziehen. 

2. Rückforderung zu Unrecht ausbezahlter Kurzarbeitsentschädigung 

Viele Unternehmen haben bereits während der Covid-19-Pandemie Erfahrungen mit 
der Anmeldung und Abrechnung von Kurzarbeit gemacht. Im April 2020 waren 
156'261 Betriebsabteilungen und 1'341'373 Arbeitnehmer, über ein Viertel aller 
Beschäftigten in der Schweiz, betroffen. Dies führte zu ausbezahlter KAE von rund 
CHF 16 Mrd. In der Folge intensivierten das SECO und die Eidgenössische Finanz-
kontrolle (EFK) ihre Bemühungen zur Prüfung und Missbrauchsbekämpfung (vgl. 

https://www.research-collection.ethz.ch/server/api/core/bitstreams/ef09f3c4-7a01-4e09-879c-006c3cc6e6ce/content
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1982/2184_2184_2184/de#art_31
https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://www.secoalv.admin.ch/dam/secoalv/de/dokumente/publikationen/kreisschreiben/kreisschreiben/Weisung%2520TC%25202025_02%2520-%2520Kurzarbeit%2520in%2520Zusammenhang%2520mit%2520den%2520US-Z%25C3%25B6llen.pdf.download.pdf/Weisung%2520TC%25202025_02%2520-%2520Kurzarbeit%2520in%2520Zusammenhang%2520mit%2520den%2520US-Z%25C3%25B6llen.pdf
https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://www.arbeit.swiss/dam/secoalv/de/dokumente/formulare/arbeitgeber/FAQ_wegleitung_kae_normal/faq_kae_normal.pdf.download.pdf/FAQ%2520KAE%2520-%2520ordentliches%2520Verfahren.pdf&ved=2ahUKEwi5tKbKkryPAxWHzwIHHeu2M1cQFnoECBgQAQ&usg=AOvVaw2S_WzwJJCL7idIN4cRbK8l
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publikationen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Arbeit/Arbeitslosenversicherung/Die_Lage_auf_dem_Arbeitsmarkt.html
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20250441
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Strategisches Prüfkonzept SECO, S. 11 ff.). Der Revisionsdienst des SECO lässt die 
Prüfungen durch externe Partner (Ernst & Young und PricewaterhouseCoopers) 
durchführen. Die Ergebnisse dieser Prüfungen lassen aufhorchen: Von 1'448 abge-
schlossenen Prüfungen am Betrieb seit September 2020 resultierten lediglich 22% 
ohne Beanstandungen (was jedoch nicht bedeutet, dass fehlerfrei abgerechnet 
wurde; bei geringfügigen Beträgen wird auf eine Rückforderung verzichtet). In 9% 
lag Missbrauch vor und bei 69% wurden Fehler beanstandet (Stand 4. August 
2025). Primär wurden bisher Fälle, welche auf Missbrauchsmeldungen (z. B. klare 
Hinweise auf einen Missbrauch, welche über die Whistleblowing-Plattform der EFK 
oder direkt der Arbeitslosenkasse gemeldet wurden) oder risikoorientierte Meldun-
gen (mögliche Hinweise auf einen Missbrauch) basieren, behandelt; 47% der risi-
koorientierten Prüfungen sind noch ausstehend. Das Total der verfügten Rückfor-
derungen beläuft sich bisher auf CHF 213.52 Mio. Dabei gilt es zu bedenken, dass 
dies lediglich die durch das SECO (TCRD) vorgenommenen Prüfungen betrifft. Zur 
Differenz zwischen der beantragten und ausbezahlten KAE sind keine Zahlen be-
kannt. Fehler können bereits durch die Arbeitslosenkassen im Rahmen der Abrech-
nung entdeckt werden und sich vorab auf die ausgerichtete KAE auswirken. 

Nebst den Fällen von offensichtlichem Missbrauch, bei welchen das SECO auch 
Strafanzeige erstattet, ist ein Grossteil der Rückforderungen folglich auf Fehler der 
Unternehmen zurückzuführen. Die Fehler, welche einem unrechtmässigen Leis-
tungsbezug zu Grunde liegen, sind vielfältiger Natur und unterlaufen in der Praxis 
nicht nur kleinen und mittleren, sondern auch grossen Unternehmen. Exemplarisch 
sind zu nennen: 

• Verspätete Voranmeldung (die Einreichung muss spätestens 10 Tage vor Be-
ginn der Kurzarbeit erfolgen; für den eService muss vorab eine Registrie-
rung erfolgen, wobei ein Freischaltcode per Post versandt wird); 

• Falsche Berechnung der Sollstunden in der Abrechnungsperiode (z.B. im Zu-
sammenhang mit Feiertagen, Ferien oder der Karenzzeit); 

• Falsche Berechnung der anrechenbaren Ausfallstunden (z.B. im Zusammen-
hang mit Krankheit, Unfall, Militärdienst oder Mutterschaft); 

• Die Gleitzeitregelung wird, mit Ausnahme des Landesmantelvertrages für 
das schweizerische Bauhauptgewerbe (LMV), nur anerkannt, wenn bereits 
ein schriftliches Gleitzeitreglement besteht (s. AVIG-Praxis KAE B 10 ff.); 

• Falsche Berechnung des massgebenden Verdiensts (z.B. im Zusammenhang 
mit dem 13. Monatslohn, Gratifikation, Spesen etc.); 

https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://www.arbeit.swiss/dam/secoalv/de/dokumente/unternehmen/versicherungsleistungen/Missbrauchsbek%25C3%25A4mpfung_KAE_Strategisches_Pruefkonzept_Covid-DE.pdf.download.pdf/Missbrauchsbek%25C3%25A4mpfung_KAE_Strategisches_Pruefkonzept_Covid-DE.pdf&ved=2ahUKEwj5zNey7KePAxUmzwIHHVAWDsAQFnoECBMQAQ&usg=AOvVaw390otDJyfHGc-e6-QUJJ4k
https://www.bkms-system.ch/bkwebanon/report/clientInfo?cin=5efk11&c=-1&language=ger_CH
https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Arbeit/Personenfreizugigkeit_Arbeitsbeziehungen/Gesamtarbeitsvertraege_Normalarbeitsvertraege/Gesamtarbeitsvertraege_Bund/Allgemeinverbindlich_erklaerte_Gesamtarbeitsvertraege/Bauhauptgewerbe.html
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• Abrechnung nicht anspruchsberechtigter Personen (Referenzalter erreicht, 
gekündetes Arbeitsverhältnis, Lehrverhältnis, befristetes Arbeitsverhältnis 
[sofern keine Kündigungsmöglichkeit], Temporär- und Leiharbeit, Arbeitneh-
mer hat Kurzarbeit nicht zugestimmt, Personen mit massgeblichem Einfluss 
auf die Entscheidfindung des Betriebs etc.); 

• Nichtberücksichtigung von Personen, welche anspruchsberechtigt wären; 

• Nichterreichen des Mindestausfalls von 10% Ausfallstunden im Betrieb pro 
Abrechnungsperiode; 

• Arbeitsausfall nicht bestimmbar (Besonderheiten bei Personen, die eine Ab-
rufs-, Gelegenheits- oder Aushilfstätigkeit ausüben und vom Arbeitgeber je 
nach Arbeitsanfall eingesetzt werden); 

• Unkontrollierbarkeit der geltend gemachten Ausfallstunden (fehlende, fal-
sche oder ungenügende Arbeitszeiterfassung). 

Insbesondere bei der Abrechnung gibt es viele Besonderheiten zu berücksichtigen. 
Dass bei rund 70% der vor Ort geprüften Unternehmen Beanstandungen aufgrund 
von Fehlern erfolgten, ist jedoch erstaunlich. Eine Liste der von der Arbeitslosen-
kasse stichprobenweise zu prüfenden Punkte findet sich unter Bst. J der AVIG-Pra-
xis KAE (gültig ab 1. Juli 2025). Zu beachten ist, dass die Arbeitslosenkasse an-
hand der vom Arbeitgeber deklarierten Angaben lediglich prüft, ob die Anspruchs-
voraussetzungen glaubhaft gemacht wurden. Eine detaillierte, systematische Kon-
trolle im Vorfeld der Auszahlung findet nicht statt. Eine solche wird erst nachträg-
lich anlässlich einer Arbeitgeberkontrolle durchgeführt. Eine vorbehaltlose Ausrich-
tung von KAE über einen längeren Zeitraum löst daher keinen Vertrauensschutz 
aus und steht einer Rückforderung nicht entgegen (vgl. BVGer B-6455/2024 vom 
10. Juni 2025 E. 3.3.1; BVGer B-4128/2024 vom 15. April 2025 E. 3.4 m.w.H.). 
Dass die Abrechnung und Auszahlung von KAE schnell und unbürokratisch erfolgen 
soll, schliesst nicht aus, dass anlässlich einer späteren Prüfung der Belege ein 
strenger Massstab angewandt wird. Eine spätere Überprüfung ist auch unter der 
Prämisse der Missbrauchsbekämpfung nötig. 

3. Anforderungen an eine rechtsgenügliche betriebliche 
Arbeitszeitkontrolle 

Besonders einschneidend für die betroffenen Unternehmen sind Fälle, bei welchen 
die ausgerichtete KAE vollständig aberkannt und zurückgefordert wird. Dies ist z.B. 
der Fall bei Nichterreichen der Mindestausfallstunden von 10% (z.B. aufgrund einer 
falschen Berechnung) oder wenn der Arbeitsausfall nicht genügend kontrollierbar 

https://bvger.weblaw.ch/pdf/B-6455-2024_2025-06-10_f71b1c6b-984f-4bfe-a6d6-752928a059a4.pdf
https://bvger.weblaw.ch/pdf/B-4128-2024_2025-04-15_9dc9e409-2d13-4f87-b4c9-e0d13c7f7b87.pdf
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ist. Stellt sich anlässlich einer Arbeitgeberkontrolle heraus, dass keine rechts-
genügliche betriebliche Arbeitszeitkontrolle vorliegt, qualifiziert der TCRD die KAE 
als zu Unrecht ausbezahlt und fordert diese zurück. Ein Blick in die Entscheidda-
tenbank des Bundesverwaltungsgerichts zeigt, dass dies bereits bei manchen Un-
ternehmen zu bösen Überraschungen (und vergeblichen Rechtsmittelverfahren) ge-
führt hat. Nachstehend soll daher die Arbeitszeiterfassung unter dem Regime der 
Kurzarbeit näher beleuchtet werden: 

a) Allgemeine Voraussetzungen 

Die genügende Kontrollierbarkeit des Arbeitsausfalles setzt eine betriebliche Ar-
beitszeitkontrolle voraus (Art. 46b Abs. 1 AVIV). Diese Arbeitszeitkontrolle (z. B. 
Stempelkarten, Stundenrapporte, elektronisches Zeiterfassungssystem) muss täg-
lich Auskunft geben über (AVIG-Praxis KAE, B34): 

• die geleisteten Arbeitsstunden inkl. allfälliger Mehrstunden,  

• die wirtschaftlich bedingten Ausfallstunden sowie 

• über alle übrigen Absenzen wie z. B. Ferien, Krankheit, Unfall oder Mili-
tärdienst. 

Dem Erfordernis der rechtsgenüglichen betrieblichen Arbeitszeitkontrolle wird ge-
mäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung ausschliesslich mit einer täglich fortlau-
fenden, zeitgleichen Arbeitszeiterfassung der von der Kurzarbeit betroffenen Mitar-
beitenden Genüge getan (BGE 150 V 249 E. 5.1.2; BGer 8C_276/2019 vom 23. Au-
gust 2019 E. 5.1). 

b) Täglich fortlaufende Arbeitszeiterfassung 

Unter einer täglich fortlaufenden Arbeitszeiterfassung versteht man ein System, 
bei welchem die tatsächlich geleisteten Arbeitszeiten für jeden einzelnen Tag und 
Arbeitnehmer in hinreichend verlässlichen Belegen wie Zeiterfassungskarten, Stun-
den-, Regie- oder Reiserapporten stetig festgehalten werden. Die gearbeiteten 
Stunden können elektronisch, mechanisch oder von Hand erfasst werden. Wesent-
lich ist, dass die Dokumentierung ausreichend detailliert ist und zeitgleich erfolgt. 

Auch bei fixen Arbeitszeiten muss eine Arbeitszeiterfassung geführt werden. Ge-
mäss der Rechtsprechung ist der blosse Hinweis auf fixe Arbeitszeiten beziehungs-
weise Blockzeiten, die einzuhalten waren und auch eingehalten worden sind, nicht 
ausreichend, da es in der Situation der Kurzarbeit wahrscheinlich ist, dass an ein-
zelnen Tagen weniger oder mehr gearbeitet wird, um Restarbeiten zu verhindern. 

https://bvger.weblaw.ch/dashboard?guiLanguage=de&q=betriebliche%20arbeitszeitkontrolle%20kurzarbeitsentsch%C3%A4digung&sort-field=relevance&sort-direction=relevance
https://bvger.weblaw.ch/dashboard?guiLanguage=de&q=betriebliche%20arbeitszeitkontrolle%20kurzarbeitsentsch%C3%A4digung&sort-field=relevance&sort-direction=relevance
https://bger.li/3891AF60
https://bger.li/8C_276-2019
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Es genügt auch nicht, wenn der Arbeitgeber lediglich eine An- und Abwesenheits-
kontrolle führt oder nachträglich eine Zusammenstellung der tatsächlich geleiste-
ten Arbeitsstunden erstellt. 

Ebenfalls zu beachten ist, dass auch für Mitarbeiter, für welche gemäss dem Ar-
beitsgesetz keine oder nur eine eingeschränkte Pflicht zur Arbeitszeiterfassung be-
steht (vgl. Art. 3 ArG sowie Art. 73a und 73b ArGV 1), unter dem Regime der 
Kurzarbeit eine rechtsgenügende Zeiterfassung zu führen ist. 

c) Zeitgleiche Erfassung / Unabänderlichkeit 

Die Rechtsprechung verlangt eine "echtzeitliche" bzw. "zeitgleiche" Arbeitszeiter-
fassung (BGer 8C_276/2019 vom 23. August 2019 E. 5.1; BVGer B-3793/2024 
vom 18. August 2025 E. 4.8 m.w.H.) Damit gemeint ist eine Arbeitszeiterfassung 
deren Einträge nachträglich nicht beliebig abgeändert werden können, ohne dass 
dies vermerkt wird. 

Das SECO sowie das Bundesverwaltungsgericht erachteten z.B. die Erfassung der 
Abweichungen von fixen Arbeitszeiten durch die Personalverantwortliche in einer 
Excel-Tabelle als ungenügende betriebliche Arbeitszeitkontrolle (BVGer B-
1097/2024 vom 30. Juli 2015 E 2.8; die unrechtmässig bezogenen Versicherungs-
leistungen beliefen sich auf CHF 1'219'787.80). Pro Mitarbeiter erstellte, undatierte 
und nicht unterschriebene Monatsübersichten bzw. Zeiterfassungslisten (tabellari-
sche Zusammenfassung von Rapporten) genügten den Anforderungen nicht (BVGer 
B-2855/2023 vom 15. August 2024 E. 2.13). Ein Arbeitgeber, welcher sich auf mit-
tels Fahrtschreiber erfasste Arbeits-, Lenk- und Ruhezeit berief, scheiterte 
schliesslich vor Bundesgericht und musste CHF 509'612.90 rückerstatten sowie to-
tal CHF 18'000.00 an Gerichtskosten bezahlen (BGer 8C_37/2024 vom 10. Oktober 
2024; BVGer B-4138/2021 vom 11. Dezember 2023). Auch Ausdrucke eines (un-
vollständigen) Outlook-Kalenders genügten nicht, insbesondere weil nicht ersicht-
lich gewesen sei, wer zu welchem Zeitpunkt gestützt auf welche Grundlagen Ein-
träge erstellt hat (BVGer B-3793/2024 vom 18. August 2025 E. 4.11). 

d) Fehlerhafte Zeiterfassung 

Eine Arbeitszeitkontrolle kann im Zusammenhang mit der Prüfung eines Arbeits-
ausfalls nur beweistauglich sein, wenn sie, abgesehen von einzelnen Fehlern, die 
immer vorkommen können, keine Unstimmigkeiten aufweist. Bei systematisch auf-
tretenden Fehlern in der Arbeitszeitkontrolle gilt der Arbeitszeitausfall als nicht er-
stellt und die Antragstellenden haben keinen Anspruch auf Kurzarbeitsentschädi-
gung (BVGE 2021 V/2 E. 3.5.2). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1966/57_57_57/de#art_3
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2000/243/de#art_73_a
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2000/243/de#art_73_b
https://bvger.weblaw.ch/pdf/B-1097-2024_2025-07-30_dad1046e-8360-469d-aa5b-66a157f86eaf.pdf
https://bvger.weblaw.ch/pdf/B-1097-2024_2025-07-30_dad1046e-8360-469d-aa5b-66a157f86eaf.pdf
https://bvger.weblaw.ch/pdf/B-2855-2023_2024-08-15_49599c21-c447-4acf-a809-041b43ee8788.pdf
https://bger.li/8C_37-2024
https://bger.li/B-4138-2021
https://bvger.weblaw.ch/pdf/B-3793-2024_2025-08-18_9d859e16-047d-4621-a0d8-bc8bd644339b.pdf
https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://jurispub.admin.ch/publiws/download%3FdecisionId%3D9e07cd09-0783-485a-b8dd-5598bee4a33e
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Selbst bei Bestehen einer Arbeitszeitkontrolle im Betrieb, können andere, davon 
abweichende betriebliche Unterlagen zu einer Rückforderung führen. Bei einer 
Kino-Betreiberin führten beispielsweise für das SECO nicht plausibel nachvollzieh-
bare Differenzen zwischen dem Zeiterfassungs- und dem POS-Kassensystem (Ein- 
bzw. Ausloggzeiten) dazu, dass das Erfordernis der genügenden Kontrollierbarkeit 
vereinzelt als nicht erfüllt erachtet wurde, da nicht zuverlässig festgestellt werden 
konnte, ob und in welchem Umfang gearbeitet wurde (BVGer B-2803/2024 vom 
19. Juni 2025 E. 4.9). 

e) Jederzeitige Kontrollierbarkeit und Authentizität der Belege 

Anlässlich einer Arbeitgeberkontrolle muss sich für das Kontrollorgan anhand der 
verfügbaren Unterlagen zu einem beliebigen Zeitpunkt ein hinlänglich klares Bild 
über die genauen Arbeitszeiten jedes Arbeitnehmenden und den wirtschaftlich be-
dingten Arbeitsausfall ergeben: Für jeden einzelnen Tag und Mitarbeiter muss die 
geleistete Arbeitszeit überprüfbar sein. 

Fehlen geeignete Unterlagen zum Arbeitszeitnachweis, können diese nicht durch 
nachträgliche Befragung der betroffenen Arbeitnehmer oder anderer Personen er-
setzt werden. Dokumente, die erst nachträglich erstellt wurden, stellen grundsätz-
lich keine rechtsgenügliche Arbeitszeiterfassung dar. Die Beweislast für den Ar-
beitsausfall obliegt dem Arbeitgeber. 

Das SECO sowie das Bundesverwaltungsgericht stellen hohe Anforderungen an die 
Authentizität der Belege, insbesondere wenn solche anlässlich der Arbeitgeber 
Kontrolle nicht vorgelegt werden können und nachgereicht werden. Ob nachge-
reichte Dokumente generell "offensichtlich" authentisch zu sein haben, um berück-
sichtigt werden zu können, wie dies das SECO und Bundesverwaltungsgericht for-
dern, hat das Bundesgericht offengelassen (BGE 150 V 249 E. 5.2; s.a. BVGer B-
109/2024 vom 30. Juli 2025 E. 2.6 und 2.7 m.w.H.). 

f) Aufbewahrungs- und Verwirkungsfrist 

Der Arbeitgeber hat die Unterlagen über die Arbeitszeitkontrolle während fünf Jah-
ren aufzubewahren (Art. 46b Abs. 2 AVIV). Es empfiehlt sich, sämtliche Belege 
derart aufzubewahren, dass diese auch anlässlich einer überraschend und kurzfris-
tig angekündigten Arbeitgeberkontrolle gleichentags vorgewiesen werden können. 
Das SECO bzw. die beauftragten Prüfungsunternehmen lassen anlässlich der Kon-
trolle jeweils eine Bestätigung unterzeichnen, worin seitens der kontrollierten Ar-
beitgeber erklärt wird, dass keine anderen betrieblichen Unterlagen zur Plausibili-
sierung der geleisteten Arbeitsstunden vorhanden seien. Bei nachgereichten 

https://bvger.weblaw.ch/pdf/B-2803-2024_2025-06-19_dfff305e-255e-4f6a-8772-b0c721918c8a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1983/1205_1205_1205/de#art_46_b
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Belegen liegt dann der Vorwurf nahe, diese erfüllten die Anforderung der "offen-
sichtlichen Authentizität" nicht. 

Gemäss Art. 25 Abs. 2 des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des Sozial-
versicherungsrechts (ATSG) erlischt der Rückforderungsanspruch nach Ablauf von 
drei Jahren nach der Kenntnis über sämtliche für die Ermittlung der Rückforderung 
wesentlichen Umstände durch die Versicherungseinrichtung (z.B. ab Datum der Ar-
beitgeberkontrolle; vgl. Weisung AVIG RVEI, A13). Die absolute Verwirkungsfrist 
tritt für jede Abrechnungsperiode (Monat) fünf Jahre nach deren Auszahlung (Valu-
tadatum) ein. 

4. Zusammenfassung 

Bei der Einführung von Kurzarbeit gibt es diverse Stolpersteine, welche zu einer 
Rückforderung von ausbezahlter Kurzarbeitsentschädigung führen können. Viele 
Unternehmen sind an den im Rahmen der Kurzarbeit geltenden Anforderungen an 
die Arbeitszeiterfassung gescheitert und sahen sich nach einer Arbeitgeberkontrolle 
mit hohen Rückforderungen konfrontiert. Auf die entsprechenden Voraussetzungen 
gilt es folglich ein besonderes Augenmerk zu legen. Unternehmen tun gut daran, 
die von den Kassen zur Verfügung gestellten Unterlagen sorgfältig zu studieren, 
die Zeiterfassung und Abrechnung genau zu prüfen und gegebenenfalls bereits vor 
der Voranmeldung Unterstützung, z.B. durch einen mit der Materie vertrauten 
Treuhänder, beizuziehen. 

Weitere Informationen zur Kurzarbeit finden sich online: 
 

§ eService Voranmeldung Kurzarbeit; 
§ arbeit.swiss/KAE Normalfall; 
§ KAE US-Zölle; 
§ Weisungen und AVIG-Praxis; 
§ Amt für Arbeit Kanton Zürich 

 
 
11. September 2025 | Johannes Lehmann 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2002/510/de#art_25
https://www.job-room.ch/home/company
https://www.arbeit.swiss/secoalv/de/home/menue/unternehmen/versicherungsleistungen/kurzarbeitsentschaedigung/KAE-normal.html
https://www.arbeit.swiss/secoalv/de/home/menue/unternehmen/versicherungsleistungen/kurzarbeitsentschaedigung/kae-us-zoelle.html
https://www.arbeit.swiss/secoalv/de/home/service/publikationen/archiv_weisungen.html

